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EU-Verfassung - Ja, aber ... 

Wir werden nicht gefragt, warum sollten wir uns darum kümmern?

Das Europäische Parlament hat am 12.01.05 mit großer Mehrheit ( 500 Ja 137 Nein und 40 Enthaltungen) dem Verfassungsentwurf  des Europäischen Konvents1) zugestimmt. Diese Verfassung tritt allerdings erst nach Ratifizierung der 25 Mitgliedstaaten in Kraft. Am 12.Mai 2005 soll die Verfassung der Europäischen Union von der Bundesrepublik Deutschland durch Bundestag und Bundesrat ratifiziert werden. Nach derzeitiger Stimmungslage eine reine Formsache!?

In Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Irland, Luxemburg, Niederlande, Portugal und Spanien sind als Ratifizierungsverfahren Volksentscheide angesetzt. Es gibt gewichtige Gründe, eine so einschneidende Entscheidung einem Volksentscheid zu unterwerfen. Nach allgemeinem Demokratieverständnis sind die Bürgerinnen und Bürger Europas der Souverän, von dem jegliche Staatsgewalt ausgeht. Der Souverän hatte aber bis jetzt keine Möglichkeit z.B. über eine direkte Wahl der Mitglieder des Verfassungskonvents oder über das Europäische Parlament direkten Einfluss auf den Verfassungsentwurf zu nehmen. In Deutschland wurde das Thema nur in 'internen' Kreisen wie z.B. attac 6), Mehr Demokratie 2) oder anderen Foren 5) diskutiert. Ist jetzt aber eine erweiterte Diskussion überflüssig, weil der Verfassungsvorschlag nicht mehr geändert werden kann, weil er angeblich nur noch angenommen oder abgelehnt werden kann und das bei uns nicht einmal von den Bürgerinnen und Bürger selbst, sondern nur von deren Vertretern? Als die jetzige Vertretung gewählt wurde, war Europa nicht Wahlkampfthema!  
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Neben formalen Gründen gegen eine (staatliche) Ratifizierung bestehen aber bei vielen Bürgerinnen und Bürgern zusätzlich inhaltliche Bedenken. Durch die gegenüber den ersten Entwürfen deutlich verstärkte gesetzgeberische Kompetenz des Europäischen Parlaments, durch die Einführung eines Bürgerbeauftragten Art.I-49 und eines Referendums Art.I-47,4 und durch die Aufnahme der Charta der Grundrechte in Teil II erscheint eine demokratische, soziale und friedliche Zukunft in Europa gestaltbar zu werden. Dennoch bleiben wichtige Defizite in diesem Verfassungsentwurf weiter bestehen.

Der vorliegende Verfassungsentwurf kann derzeit nicht mehr geändert werden, so sagt man. Was aber geschieht, wenn das Referendum z.B. in Frankreich scheitern sollte. Gibt es dann ein Europa ohne Frankreich? Oder wird man dann doch noch an einigen Punkten nachbessern müssen? 

Grundsatz der repräsentativen Demokratie:

Das EU Parlament wird direkt gewählt und ist im normalen Gesetzgebungsverfahren zustimmungspflichtig.
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Darüber hinaus sind aber in vielen Politikbereichen Europäische Beschlüsse nicht von der Zustimmung des Parlaments abhängig.  In solchen Fällen heißt es dann:  Der Ministerrat kann auf Vorschlag der Kommission Europäische Verordnungen oder Beschlüsse ---  erlassen. Er beschließt nach Anhörung des Europäischen Parlaments. Das Parlament kann nicht von sich aus einen Beschluss vorschlagen. Die Gesetzesinitiative geht - außer bei das Parlament direkt betreffenden Angelegenheiten - von der Kommission aus, deren Beschlüsse dann über den Europäischen Rat an das Parlament zur Stellungnahme weitergeleitet. Die Beschlüsse werden dann in diesen Fällen vom Europäischen Rat gefasst. Das Parlament wird zu all diesen Punkten gehört, ein Initiativrecht besitzt es nicht. Wenn z.B. die Grundlagen des freien Waren- und Dienstleistungsverkehrs Art. III-144 ff  einmal Verfassungsrang haben, wird es schwer sein, eine Kommissionsrichtlinie wie z.B. die Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt (der sog. „ Bolkestein“ - Richtlinie ) mit vorhersehbaren,  verheerenden Auswirkungen auf den gesamten Lebensbereich, zu kippen. Auch die nationalen Parlamente haben dann keinen Einfluss mehr.

Gemeinsame Handelspolitik

Die Liberalisierung des Marktes ist das oberste Ziel im neuen Europa. Deshalb eröffnet dieses Kapitel die Bestimmungen für die einzelnen Politikbereiche. Umfassend heißt es in Art. III-130,2: Der Binnenmarkt umfasst einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen. Es sind sicher große Anstrengungen nötig, um eine Harmonisierung im gesamten EU Raum zu erreichen. Größter und liberalster Wirtschaftsraum der Welt zu werden zu wollen, darf nicht auf Kosten eines niedrigen sozialen Niveau erkauft werden. Dass Eigentum verpflichtet, steht noch - mit mehr oder weniger Realitätsbezug - in unserer deutschen Verfassung,  in der europäischen ist davon aber nicht mehr die Rede! Einen Vorgeschmack über künftiges Stechen und Hauen liefert die oben schon erwähnten Bolkestein - Richtlinie, die aber hier nur in einigen Punkten skizziert werden soll:

· Danach ist jede nur irgendwie bezahlte Leistung eine Dienstleistung: wie z.B.  Unternehmensberatung , IT Dienstleistungen, Vermietung von Kraftfahrzeugen, Zertifizierung, Prüfung, Wartung , Reisebüros, Gebäudemanagement, Werbung, Sicherheitsdienste, Personalagenturen inkl. Zeitarbeitsvermittlungen, Freizeit, Gesundheitsdienstleistungen, Häusliche bzw. Pflegedienste , Medizin, Baugewerbe und Architekten, Rechts-/Steuerberatung, Handel etc. Diese Dienstleistungen darf künftig jeder Europäer überall in Europa anbieten ArtIII-145. Es gilt dann das 'Herkunftslandprinzip', danach unterliegen Dienstleistungs-Unternehmen in der EU nur noch den Anforderungen Landes, indem sie ihren Firmensitz haben!  

· Künftig könnte sich jedes Unternehmen durch Sitzverlagerung oder die simple Gründung einer Briefkasten-Firma in einem europäischen Land mit z.B. sehr niedrigen Sozialstandards lästiger inländischer Auflagen entledigen. 

· Die Mitgliedsländer müssen nach Aufforderung durch die Kommission nicht nur Anforderungen (z.B. vorhandene Sozialversicherung) beseitigen, sondern dürften neue Vorschriften nur noch mit Zustimmung der Kommission erlassen.

· Die Kommission wacht darüber, dass immer der billigste Anbieter zum Zuge kommt, andernfalls läge ein Verstoß gegen das Wettbewerbsrecht vor.

Bei dieser Richtlinie handelt sich nicht um eine Zukunftsvision, diese Richtlinie ist derzeit in Brüssel in Beratung! Die Verfassung darf solchem Neoliberalismus nicht Tür und Tor öffnen!  Europa hat besseres zu bieten.
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Gemeinsame Verteidigungs- und Sicherheitspolitik:
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In diesem Bereiche wird das Parlament nur informiert und gehört, ob das Gewicht seiner Stimme ausreichen wird, den Europäischen Rat und die Kommission zu beeinflussen (Art.I-41,8) ? Für die Unionsländer  gibt es dagegen deutliche Verpflichtungen, ihre Verteidigungsanstrengungen zu erhöhen (Art.I-41,3). In diesem Kapitel der Verfassung kommt das Europäische Parlament überhaupt nicht vor. Dagegen können Regierungen untereinander strukturierte Zusammenarbeiten vereinbaren, welche ihnen dann so genannte Missionen in aller Welt ermöglichen. Einstimmigkeit oder Mehrheit ist dazu nicht mehr nötig. Nationale Parlamente brauchen nicht mehr gefragt werden. Ein Einsatz militärischer Mittel irgendwo auf der Welt ohne parlamentarische Legitimation? Natürlich könnte man einen solchen Beschluss einem normalen Gesetzgebungsverfahren unterwerfen, dann müsste das Europäische Parlament gehört werden. Das gibt die neue Verfassung her, wer aber will das schon im Rat und in der Kommission? Befürworter der Verfassung betonen, dass es ein großer Fortschritt sei, dass militärische und humanitäre Missionen gleichberechtigt nebeneinander stehen würden. Ob uns aber humanitäre Missionen genauso gefährlich werden können wie militärische?

Was würde ein Volksentscheid bringen?
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Vor einem Volksentscheid müsste der Verfassungsentwurf in der Bevölkerung diskutiert werden. Eine solche Diskussion hat es bisher nicht gegeben. Das Argument, dass unsere Verfassung einen solchen Entscheid nicht zulässt, trägt letztlich nicht: Dann muss eben unsere Verfassung an diesem Punkt §28,1 geändert werden. Anläufe gab es dazu bereits, es fehlt aber wohl noch etwas am Druck von der Basis. 

Nochmals, Europa braucht möglichst schnell eine Verfassung. In dieser sollten aber der Einfluss des Europäischen Parlaments erweitert, die soziale Verantwortung von Eigentum bestätigt und der Verteidigungscharakter auf dem militärischen Sektor der Union verdeutlicht werden! 

Es wäre schade, wenn der Eindruck entstehen würde, dass man in Deutschland  den Bürgerinnen und Bürgern kein für unser Land verantwortungsbewusstes Handeln zutraut. Bis heute können wir nur auf die Länder hoffen, in denen es zu einem Volksentscheid über die EU-Verfassung kommt. Besser wäre es allerdings, wenn wir in diesem Punkt nicht auf die Mitarbeit anderer angewiesen wären.

Manfred Moser, attac Erlangen

Weiterführende Hinweise:

1) http://europa.eu.int/constitution
2) http://www.mehr-demokratie.de
3) http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/de/services/.... 

4) http://www.taz.de/pt/2004/11/26/a0130.nf/textdruck
5) http://www.friedensratschlag.de/
6) http://www.attac.de/



Art.I 41,3: Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern. Ob so eine Verpflichtung wirklich in eine Verfassung gehört? Was damit bezweckt werden soll, wird in Art. III-309 deutlich erklärt: Die in Art. I-41,1 vorgesehenen Missionen, bei deren Durchführung die Union auf zivile und militärische Mittel zurückgreifen kann, umfassen gemeinsame Abrüstungsmaßnahmen, humanitäre Aufgaben und Rettungseinsätze, Aufgaben der  militärischen Beratung und Unterstützung, Aufgaben der Konfliktverhütung und der Erhaltung des Friedens sowie Kampfeinsätze im Rahmen der Krisenbewältigung einschließlich Frieden schaffender Maßnahmen und Operationen zur Stabilisierung der Lage nach Konflikten. Mit allen diesen Missionen kann zur Bekämpfung des Terrorismus beigetragen werden, unter anderem auch durch die Unterstützung für Drittstaaten bei der Bekämpfung des Terrorismus in ihrem Hoheitsgebiet.








